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Klare Regeln für eine kosteneffiziente  

Transformation 

 

Anmerkungen zum 

Entwurf eines Gesetzes zur 

Änderung des Wärmeplanungsgesetzes 

 

Die 8KU bedanken sich für die Gelegenheit, im Rahmen der 

Länder- und Verbändeanhörung des BMWE zu dem Gesetzent-

wurf zur 

Änderung des Wärmeplanungsgesetzes 

Stellung nehmen zu dürfen. 

  

Wer wir sind: 

Wir Unternehmen im Kreis der 8KU sind ein Zusammenschluss 

großer kommunaler Energieversorgungsunternehmen aus 

Darmstadt, Frankfurt, Hannover, Köln, Leipzig, Mannheim, Mün-

chen und Nürnberg. Mit Umsatzgrößen zwischen vier und neun 

Milliarden Euro und insgesamt rund 35.000 Mitarbeiter:innen 

sind wir der Mittelstand der deutschen Energiewirtschaft. Wir 

versorgen Ballungsräume kostengünstig und bürgernah mit kli-

maschonender Energie, Trinkwasser und anderen Leistungen 

der Daseinsvorsorge. Energiewende ist für uns eine unterneh-

merische Chance, die wir aktiv nutzen. Wir investieren deshalb 

in Erneuerbare Energien und dekarbonisieren unsere Energie-

systeme in der Wärmewende. Wir sind die Energiedrehscheiben 

in unseren Wachstumsregionen und bieten ein breites Lösungs-

portfolio für klimaneutrale Energieversorgung.  

 

Unsere Einschätzung: 

Der Gesetzentwurf ordnet sich ein in eine ganze Reihe von 

wichtigen, miteinander zu verzahnenden Schritten in Richtung 

Wärmewende. Die kommunale Wärmeplanung muss interagie-

ren mit dem neuen Gebäudemodernisierungsgesetz 

(GModG), der EnWG-Novelle zur Umsetzung des Gaspakets, 

der Weiterentwicklung von AVBV-FW und WLV wie auch mit der 

Förderkulisse in BEW und KWKG. 

Dem gegenüber versteht sich der vorgelegte Entwurf erkenn-

bar als „kleine“ Novelle, der allerdings eine größere folgen 

sollte. 
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Die wesentlichen Impulse der Vorlage sind nicht zu beanstan-

den bzw. zu begrüßen: 

Auch wenn die Unternehmen im Kreis der 8KU nicht betroffen 

sind: die Möglichkeit einer vereinfachten, „kleinen“ Wärmepla-

nung (§ 4, u. 22) für Gemeinden mit weniger als 15.000 Einwoh-

nern ist sicher richtig. Allerdings sollte durch Einbezug der örtli-

chen Energieversorger eine belastbare Planungsgrundlage er-

halten bleiben. Vereinfachung sollte nicht zu einer methodi-

schen Verunklarung führen. 

Die Erweiterung der Datenverarbeitung (§ 10) auf Erstellung, 

Fortschreibung und Umsetzung des Wärmeplans wird von uns 

gleichfalls begrüßt. 

Dies gilt schließlich auch für die Erweiterung der Wärme- durch 

eine Kälteplanung (§ 21.a). 

 

Über den Tag hinaus: 

Allenfalls als Zwischenschritt ist die (eher noch dünne) Vorgabe 

zur Fortschreibung von Wärmeplänen (§25) zu sehen. Denn 

Wärmeplanung ist vor allem Infrastrukturplanung. Von Ausnah-

men abgesehen beruht die klimaneutrale Wärmeversorgung 

der Zukunft auf Strom, Fernwärme, klimaneutralem Wasserstoff 

und klimaneutralem Gas. Es ist evident, dass die hierfür nötigen 

Infrastrukturen aufgrund der langfristigen Kapitalbindung vo-

rausschauend und möglichst effizient geplant werden müssen. 

Die Transformation der Gasnetzinfrastruktur – von Stilllegung 

über Um- bzw. Neubau zu H2-Netzen bis zur Weiternutzung für 

klimaneutrales Gas - wird durch die EnWG-Novelle zum Gaspa-

ket strukturiert. Die Anforderungen an die klimaneutrale Wär-

meversorgung des Gebäudesektors werden mit dem GModG 

geregelt. Einmal ganz abgesehen davon, dass die Industrie mit 

teils erheblichen und hochkalorischen Wärmebedarfen unbe-

rücksichtigt ist: die verschiedenen Regelungen wirken allesamt 

auf den Wärmesektor ein, sind aber nicht miteinander verzahnt. 

In einer großen WPG-Novelle sollte möglichst schnell ein Ab-

gleich der genannten Regelungen mit der Notwendigkeit effi-

zienter Infrastrukturnutzung erfolgen. Hieran sollten die Betreiber 

der Infrastrukturen unmissverständlich beteiligt werden. 

Und last but not least sollte, dem Koalitionsvertrag folgend, 

schnellstens und im Abgleich mit der Planung des Bundeshaus-

halts 2027ff. die Bundesförderung für effiziente Wärmenetze 

(BEW) gesetzlich in der Weise ausgestaltet werden, dass die 

Ziele des WPG – eine klimaneutrale Wärmeversorgung spätes-

tens 2045 – erreichbar sind. 

 


